
Dr. Hans Jörg Schelling 
Bundesminister für Finanzen 

GZ. BMF-010221/0049-VI/8/2017 
 

Zur Veröffentlichung bestimmt 

35/13 
 

VORTRAG AN DEN MINISTERRAT 

 

betreffend die Erteilung der Verhandlungsvollmacht über ein Multilaterales 

Instrument zur Anpassung von Doppelbesteuerungsabkommen 

 

 

Im Jahr 2015 legte die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(OECD) entsprechend dem Mandat der Staats- und Regierungschefs der G20 ein aus 13 

Berichten bestehendes Maßnahmenpaket zur Vermeidung der Verminderung von 

Bemessungsgrundlagen und Gewinnverlagerung (Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) vor. 

Im Bericht zu Aktionspunkt 15 wurde die Realisierbarkeit eines Multilateralen 

Übereinkommens zur Umsetzung abkommensbezogener BEPS-Maßnahmen und Änderung 

bilateraler Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung untersucht. Die dort 

getroffene Schlussfolgerung war, dass ein solches multilaterales Übereinkommen 

wünschenswert und realisierbar sei und dass die entsprechenden Schritte zur Umsetzung 

unverzüglich beginnen sollten. Dieser Empfehlung entsprechend schlossen sich rund 90 

Staaten, darunter auch Österreich, einer Ad-hoc-Gruppe zur Entwicklung eines multilateralen 

Übereinkommens an.  

 

Das Multilaterale Übereinkommen sieht im Einzelnen festzulegende Änderungen der 

zwischen seinen Parteien bestehenden bilateralen Doppelbesteuerungsabkommen vor. Es ist 

in Aussicht genommen, in Abstimmung mit den Abkommenspartnern bestimmte im 

Multilateralen Instrument zur Anpassung von Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehene 

Änderungen auf folgende Abkommen anzuwenden: 

 

1. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Belgien zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Regelung bestimmter anderer Fragen auf 
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dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen einschließlich der 

Gewerbesteuern und der Grundsteuern, BGBl. Nr. 415/1973 idF BGBl. III Nr. 7/2016; 

2. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Bulgarien zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen samt Protokoll, BGBl. III Nr. 30/2011; 

3. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Chile zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung und der Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der 

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll, BGBl. III Nr. 140/2015; 

4. das Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 

Volksrepublik China zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 

Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 

BGBl. Nr. 679/1992; 

5. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 

und vom Vermögen, BGBl. III Nr. 182/2002 idF BGBl. III Nr. 32/2012; 

6. das Übereinkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Finnland zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zu Verhinderung der Steuerumgehung auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, BGBl. III Nr. 42/2001 idF 

BGBl. III Nr. 159/2011; 

7. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, BGBl. Nr. 613/1994 idF BGBl. 

III Nr. 77/2012; 

8. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Hellenischen Republik zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl. III Nr. 16/2009; 

9. das Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 

Sonderverwaltungsregion Hongkong der Volksrepublik China zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der 

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll, BGBl. III Nr. 9/2011 idF 

BGBl. III Nr. 308/2013; 

10. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und Irland zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen, BGBl. Nr. 66/1968 idF 

BGBl. Nr. 12/1989 und BGBl. III Nr. 45/2011; 
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11. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Staat Israel zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen, BGBl. Nr. 85/1971 idF BGBl. III Nr. 31/2008; 

12. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Italien zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, BGBl. Nr. 125/1985 idF BGBl. 

Nr. 129/1990; 

13. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und Kanada zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen, BGBl. Nr. 77/1981 idF BGBl. III Nr. 2/2001 und BGBl. 

III Nr. 208/2013; 

14. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Lettland zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl III Nr. 76/2007; 

15. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl Nr. 24/1971 idF BGBl. III Nr. 302/2013; 

16. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Litauen zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl. III Nr. 209/2005; 

17. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Großherzogtum Luxemburg 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

und vom Vermögen, BGBl Nr. 54/1964 idF BGBl 835/1993 und BGBl. III Nr. 58/2010; 

18. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Malta zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, BGBl Nr. 

294/1979; 

19. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und en Vereinigten Mexikanischen 

Staaten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 

Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 

BGBl III Nr. 142/2004 idF BGBl. III Nr. 45/2010;  

20. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

und vom Vermögen, BGBl Nr. 191/1971 idF BGBl. Nr. 18/1991, BGBl. III Nr. 14/2003, 

BGBl. III Nr. 66/2009 und BGBl. III Nr. 44/2010; 
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21. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Norwegen zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Zusatzprotokoll, BGBl III 

Nr. 1/1997 idF BGBl. III Nr. 181/2006 und BGBl. III Nr. 106/2013; 

22. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Islamischen Republik Pakistan 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

samt Protokoll, BGBl III Nr. 49/2007; 

23. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Polen zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen samt Protokoll, BGBl III Nr. 12/2005 idF BGBl. III Nr. 161/2008; 

24. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Portugiesischen Republik zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl Nr. 85/1972; 

25. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und Rumänien zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der 

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll, BGBl III Nr. 29/2006 idF 

BGBl. III Nr. 228/2013; 

26. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 

vom Einkommen und vom Vermögen samt Schlussprotokoll, BGBl Nr. 64/1975 idF BGBl. 

Nr. 161/1995, BGBl. III Nr. 204/2001, BGBl. III Nr. 22/2007, BGBl. III Nr. 27/2011 und 

BGBl. III Nr. 169/2012; 

27. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Serbien zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen samt Protokoll, BGBl III Nr. 8/2011; 

28. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Slowenien zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl III Nr. 4/1999 idF BGBl. III Nr. 126/2007 und BGBl. III Nr. 

309/2013; 

29. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Südafrika zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl III Nr. 40/1997 idF BGBl. III Nr. 19/2012; 

30. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von 

Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
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Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern vom Einkommen, BGBl Nr. 390/1970 

idF BGBl. Nr. 585/1978, BGBl. Nr. 835/1994 und BGBl. III Nr. 135/2010; 

31. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Zypern zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen samt Protokoll, BGBl. Nr. 709/1990 idF BGBl. III Nr. 52/2013; 

32. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll, BGBl. III Nr. 

39/2007 idF BGBl. III Nr. 172/2012; 

33. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Estland zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen, BGBl. III Nr. 11/2003; 

34. das Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 

Republik Indien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 

Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen, BGBl. III Nr. 231/2001; 

35. Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 

Republik Singapur zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 

Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen, BGBl. III Nr. 248/2002 

idF BGBl. III Nr. 39/2010 und BGBl. III Nr. 41/2014; 

36. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und Spanien zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 

BGBl. Nr. 395/1967 idF BGBl Nr. 705/1995; 

37. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Türkei zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen samt 

Protokoll, BGBl. III Nr. 96/2009; 

38. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen 

Sozialistischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, BGBl. Nr. 34/1979 idF BGBl. Nr. 

1046/1994; 

39. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen, 

Ertrag und vom Vermögen, BGBl. Nr. 52/1976; 

40. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Saudi-Arabien zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und der Verhinderung der Steuerumgehung auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, BGBl. III Nr. 62/2007;  
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41. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und Japan zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und zur Verhinderung 

der Steuerverkürzung und –umgehung; 

42. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Föderativen Republik Brasilien 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

und vom Vermögen samt Protokoll, BGBl. Nr. 431/1976; sowie 

43. das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Regierung der Russischen 

Föderation zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll, BGBl. III Nr. 10/2003. 

  

Im Rahmen der Verhandlungen zum Multilateralen Übereinkommen werden daher die 

erforderlichen Abstimmungen mit den Abkommenspartnern vorgenommen. 

 

Das Multilaterale Instrument zur Anpassung von Doppelbesteuerungsabkommen wird 

gesetzändernd bzw. gesetzesergänzend sein und daher der Genehmigung durch den 

Nationalrat gemäß Art. 50 B-VG bedürfen. Es wird erforderlich sein, eine allfällige 

unmittelbare Anwendung des Übereinkommens im innerstaatlichen Rechtsbereich durch 

einen Beschluss gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 4 B-VG, dass dieser Staatsvertrag durch Erlassung 

von Gesetzen zu erfüllen ist, auszuschließen. Der Nationalrat und der Bundesrat werden 

gemäß Art. 50 Abs. 5 von der Aufnahme der Verhandlungen unverzüglich unterrichtet 

werden. 

 

Negative finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt sowie auf andere 

Gebietskörperschaften sind nicht zu erwarten. Das Übereinkommen hat keine Auswirkungen 

auf die Planstellen des Bundes. 

 

Ich stelle daher im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Europa, Integration und 

Äußeres den 

 

 

Antrag, 

 

die Bundesregierung wolle dem Bundespräsidenten vorschlagen, Herrn DDr. Gunter MAYR, 

Sektionschef im Bundesministerium für Finanzen, im Falle seiner Verhinderung, Frau Dr. 

Sabine SCHMIDJELL-DOMMES, Abteilungsleiterin im Bundesministerium für Finanzen, und im 
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Falle ihrer Verhinderung, Frau Dr. Adebiola BAYER, stellvertretende Abteilungsleiterin im 

Bundesministerium für Finanzen, zur Leitung der Verhandlungen über ein Multilaterales 

Instrument zur Anpassung von Doppelbesteuerungsabkommen zu bevollmächtigen. 

 

 

13. März  2017 

Der Bundesminister: 

Dr. Schelling 


